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Leistung soll sich
lohnen: Unter diesem
Motto dürfen Betriebe
auch heuer wieder
eine Prämie von
1000 Euro steuerfrei an
Mitarbeiter auszahlen.
Steuerberater sprechen
jedoch von einer
Mogelpackung.

REGINA REITSAMER

SALZBURG. Ein „starkes Signal“
nannte es Wirtschaftsminister
Wolfgang Hattmannsdorfer. „Wer
Leistung bringt, soll dafür belohnt
werden.“ Trotz strikter Sparvor-
gaben erlaube die Regierung auch
heuer den Unternehmen, eine Mi-
tarbeiterprämie von bis zu 1000 Eu-
ro auszuzahlen, und das lohn- und
einkommensteuerfrei. Und ohne
Einschränkungen, wie es sie bei der
bisherigen 3000-Euro-Prämie gab,
bei der ein Teil an Betriebsvereinba-
rungen oder Kollektivvertragsab-
schlüsse gekoppelt war. Damit falle
es leichter, einzelne Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter für besondere
Leistungen zu belohnen.

Deutlich nüchterner fällt die Be-
urteilung von Steuerberater Micha-
el Klinger aus. Eine Mogelpackung
nennt er die jüngst beschlossene
Prämie. Denn der Staat, so rechnet
Klinger vor, würde bei den 1000 Eu-
ro bis zu 400 Euro mitkassieren,
und das schon bei einer Ausschüt-
tung an Normalverdiener mit ei-
nem durchschnittlichen Bruttoein-
kommen von monatlich 2800 Euro,
rechnet der Experte vor. Hinter-
grund sei, dass die Prämie heuer
zwar steuerfrei ausgezahlt werden
kann, Sozialversicherungsabgaben
fallen dafür aber sehr wohl an, und
das sind rund 18 Prozent sowohl für
Arbeitnehmer als auch für Arbeit-
geber. Auch Lohnnebenkosten sind
diesmal anders als bisher zu ent-
richten, sei es der Dienstgeberbei-
trag für den Familienlastenaus-
gleichsfonds oder die Kommunal-
steuer. Rechne man Abgaben von
Dienstnehmer und Dienstgeber zu-
sammen, fielen von den 1000 Euro
gleich 400 dem Staat zu. „Von brut-

to für netto kann man hier also
nicht mehr sprechen“, sagt Klinger.

Nicht, dass er nicht offen wäre
für Diskussionen, ob dieses Steuer-
zuckerl nach wie vor notwendig ist,
räumt Klinger ein. „Dann soll man
das aber offen so sagen und nicht
eine steuerfreie Prämie für Mit-
arbeiter bewerben.“ Viele, gerade
Teilzeitbeschäftigte oder Gering-
verdiener, die die Prämie vielleicht

besonders verdienten, würden zu-
dem ohnehin keine Lohnsteuer
zahlen, hätten davon also über-
haupt nichts. Von seinen Mandan-
ten habe daher bisher jeder, der zu-
letzt Mitarbeiter mit Prämien be-
lohnt habe, von der neuen Regelung
keinen Gebrauch gemacht. In den
Vorjahren sei das dagegen üblich
gewesen, „auch wenn man ehrlich
sagen muss, dass die volle Prämie
von 3000 Euro wohl nur Red Bull
gezahlt hat“.

Im Wirtschaftsministerium be-
stätigt man, dass die neue Prämie
zwar steuer-, nicht aber abgaben-
frei sei. Es sei nicht geplant, daran
etwas zu ändern. Erfunden wurde
die Prämie ursprünglich in den Co-
ronajahren 2020 und 2021 – damals
als Dankeschön für zusätzliche Be-
lastungen, etwa für Beschäftigte in
der Pflege oder im Handel. Die Aus-
zahlung brutto für netto sollte als
Anreiz für die Betriebe dienen, das
auch zu nutzen, ohne dass der Staat
mitkassiert.

Angesichts horrender Energie-
preise und hoher Inflation wurde
die Maßnahme im Juni 2022 verlän-
gert, als „Teuerungsprämie“ konn-
ten weiterhin bis zu 3000 Euro im
Jahr ausgezahlt werden, steuer- und
sozialversicherungsfrei und ohne
Lohnnebenkosten. Angesichts der
hohen Inflation gab es eine Ein-
schränkung. Bis zu 2000 Euro
konnten freihändig vergeben wer-
den, die volle Summe brauchte eine
KV-Einigung oder eine Betriebsver-
einbarung. Hintergrund war, dass
man so bei den Kollektivvertrags-
verhandlungen hoffte, dass nicht
die gesamte Teuerung auf die Lohn-
kosten durchschlage, ein Teil der
Erhöhung sollte über Einmalzah-

lung – und als Anreiz steuerfrei als
Prämie – ausgezahlt werden kön-
nen. Für die Gewerkschaft war das
von Anfang an ein rotes Tuch.

Häufig in Anspruch genommen
wurde die Prämie im Tourismus.
„Die Chance, gute Mitarbeiter mit
Bonuszahlungen locken zu können,
hat gerade Saisonbetrieben bei der
Personalsuche geholfen“, sagt Wal-

„Brutto für
netto ist das
nicht mehr.“
Michael Klinger,
Steuerberater

ter Veit, Präsident der Hotelvereini-
gung. Gut an der Neuregelung fin-
det er, dass sie individuell an gute
Mitarbeiter ausgezahlt werden
kann. Der finanzielle Vorteil sei
aber deutlich geringer geworden.
„Wir stehen vor einem herausfor-
dernden Sommer, da werden sich
wohl nur noch wenige Tourismus-
betriebe Prämien leisten können.“

Finanzminister sagt
Betrug den Kampf an
WIEN. Finanzminister Markus
Marterbauer (SPÖ) will im Zuge
der Budgetsanierung die Be-
trugsbekämpfung ausbauen. Im
APA-Interview kündigt er Geset-
zesänderungen unter anderem
zum „Umsatzsteuer-Karussell-
betrug“ an. Zudem will er die
Kontrollen ausbauen. Was die
Einhaltung der Budgetziele an-
geht, ist der Minister optimis-
tisch. Dennoch würde es ihn
„nicht wundern“, wenn Öster-
reichs Bonität von den Rating-
agenturen schlechter bewertet
wird. Fitch hatte Österreichs
langfristiges Rating im Juni von
AA+ auf AA herabgestuft, Aus-
blick stabil. Die Ratingagenturen
sähen sich die gesamtwirtschaft-
liche und die Budgetentwicklung
genau an, „die brauchen nieman-
den, der sie darauf hinweist“,
sagt der Minister in Bezug auf das

Defizitverfahren. Das habe auch
„überhaupt keine Effekte auf den
Finanzmärkten“ gehabt. Marter-
bauer erwartet, dass Fitch nicht die
einzige Agentur bleiben wird, die
Österreich herunterstuft. Das Ver-
fahren sieht Marterbauer weiter ge-
lassen, es gehe dabei um den Aus-
tausch von Informationen, „wir hät-
ten das Gleiche gemacht mit oder
ohne Defizitverfahren“.

Hoffnungsfroh ist der Minister,
dass das große deutsche Investi-
tionspaket Österreichs Wirtschaft
nach oben ziehen wird. „Das deut-
sche Paket wird uns sehr helfen und
ich glaube, dass der Impuls schon
heuer beginnt und nächstes Jahr
stärker wird.“ Berlin mache „gute
Politik“, davon profitierten das ei-
gene Land und Europa. National
sind für den Finanzminister große
Maßnahmen zur Wirtschaftsbele-
bung derzeit nicht möglich. SN, APA

Google kauft Talente
für künstliche Intelligenz
ein
MOUNTAIN VIEW. Google, der Such-
maschinenbetreiber des Alphabet-
Konzerns, hat im Wettbewerb um
Talente im Bereich künstlicher In-
telligenz führende Mitarbeiter des
Start-ups Windsurf eingestellt. Zu-
dem zahlt der Konzern für dessen
Technologie rund 2,4 Mrd. Dollar
(2 Mrd. Euro), berichtete das „Wall
Street Journal“. Windsurf-Chef Va-
run Mohan, Co-Gründer Douglas
Chen und weitere Entwickler wer-
den zu Googles KI-Sparte DeepMind
wechseln, um am Projekt Gemini zu
arbeiten. Google komme damit dem
Konkurrenten OpenAI zuvor, der
ebenfalls an einer Übernahme der
Firma interessiert war. SN, APA, Reuters
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Steuerfrei?
Der Staat kassiert bis
zu 400 Euro mit


